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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit "libersende ich den von der Bundesregien.ing beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die vorläufige Regelung der 
Errichtung neuer Apotheken 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 105. Sitzung am 24. April 1953 gemäß 
Artikel 7*6 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen diesen 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die vorläufige Regelung 
der Errichtung neuer Apotheken 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

In § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die vor- 
läufige Regelung der Errichtung neuer Apo- 
theken vom 13. Januar 1953 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 9) werden die Worte „sechs Monate 
nach diesem Zeitpunkt“ ersetzt durch die 
Worte „am 30, September 1954“. 


§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tay , nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Nach § 1 des Gesetzes über die vorläufige 
Regelung der Errichtung neuer Apotheken 
vom 13. Januar 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 9) 
darf bis zum Inkrafttreten einer bundes- 
gesetzlichen Regelung des Apothekenwesens 
die Erlaubnis oder die Berechtigung zur 
Errichtung einer Apotheke nur auf Grund 
der Bestimmungen erteilt werden, die am 
1. Oktober 1945 in den einzelnen Ländern 
des Bundesgebietes galten. In § 3 Abs. 1 des 
Gesetzes wird bestimmt, daß dieses Gesetz 
6 Monate nadi seiner Verkündung außer 
Kraft tritt. Der Gesetzgeber ging also wohl 
davon aus, daß die bundesgesetzliche Rege- 
lung des Apothekenwesens binnen 6 Mona- 
ten herbeigeführt sein würde. Bei der Bera- 
tung des Gesetzes im Bundestagsausschuß für 
Fragen des Gesundheitswesens hatten die 
Vertreter des BMdl mitgetcilt, daß eine ent- 
sprechende gesetzliche Regelung im Rahmen 
eines Bundesgesetzes über den Arzncimittel- 
verkehr vorbereitet werde. 


Die Beratung des Gesetzentwurfes im Aus- 
schuß für Fragen des Gesundheitswesens fand 
im Mai 1952 statt. Der Bundestag nahm das 
Gesetz am 29. Mai 1952 an. Daß das Gesetz 
erst am 13. Januar 1953 von dem Flerrn 
Bundespräsidenten ausgefertigt und am 
14. Januar im Bundesgesetzblatt verkündet 
wurde, hat folgende Gründe: Zunächst 
wurde vom Bundesrat der Vermittlungsaus- 
schuß angerufen, der am 9. Juli 1952 einige 
Änderungen an dem Gesetzestext vorschlug, 
denen der Bundestag und der Bundesrat am 
18. Juli 1952 beitraten. Nunmehr zeigte es 
sich jedoch, daß von seiten des Amerikani- 
schen Flohen Kommissars Bedenken gegen 
das Gesetz erhoben wurden, weil es Besat- 
zungsrecht berühre. Die sich hieraus ergeben- 
den Verhandlungen mit Vertretern des Ame- 
rikanischen Flohen Kommissars und mit den 
Ländern der amerikanischen Besatzungszone 
machten eine weitere Fiinausschiebung der 
Verkündung erforderlich. Die Verhandlun- 



gen führten schließlich zur Einleitung eines 
Verfahrens gemäß Direktive Nr. 5 (Artikel 
7 b des revidierten Besatzungsstatuts). Die 
Entscheidung des amtierenden Amerikani- 
schen Hohen Kommissars, daß dem Inkraft- 
treten des Gesetzes nichts im Wege stehe, er- 
ging erst Ende Dezember 1952. 

Nach den Bestimmungen seines § 3 Abs. 1 
würde das Gesetz, das am 15. Januar 1953 
in Kraft getreten ist, am 15. Juli 1953 außer 
Kraft treten. Es wird nicht möglich sein, bis 
zu diesem Zeitpunkt das oben erwähnte 
Bundesgesetz zu schaffen. Unter Berücksich- 
tigung der Tatsache, daß die Legislatur- 
periode des jetzigen Bundestages im Herbst 


d. J. abläuft und der Bundestag bis dahin 
noch eine Reihe umfangreicher und wichtiger 
Gesetzesvorlagen erledigen muß, wird das 
kommende Bundesgesetz erst dem neuen 
Bundestag vorgelegt werden können. Um zu 
verhindern, daß das Gesetz vom 13. Januar 
1953 außer Kraft tritt, ohne daß gleichzeitig 
die in seinem § 1 vorgesehene bundesgesetz- 
liche Regelung wirksam wird, ist es daher 
erforderlich, seine Geltungsdauer zu verlän- 
gern. Da die Erledigung im Bundestag und 
Bundesrat eine geraume Zeit in Anspruch 
nehmen wird, erscheint die Verlängerung 
der Geltungsdauer des Gesetzes bis zum 
30. September 1954 erforderlich und an- 
gemessen. 
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